Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Sachgebiet 784 


Drucksache 7/4277 

25. 11. 75 


Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschiag einer Richtiinie des Rates zur Änderung der Richtiinien (66/403/EWG) 
und (70/458/EWG) über den Verkehr mit Pfianzkartoffein und mit Gemüsesaatgut 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 43 und 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Aus den nachstehend dargelegten Gründen ist die 
Änderung verschiedener Vorschriften zweier Richt- 
linien angezeigt, die den Verkehr mit Pflanzkartof- 
feln und mit Gemüsesaatgut betreffen. 

Die Richtlinie über den Verkehr mit Pflanzgut- 
kartoffeln betrifft in wesentlichen Teilen den Ge- 
sundheitswert der Pfianzkartoffein; durch die Fest- 
legung von Höchstwerten für bestimmte Krankheits- 
erreger enthält sie pflanzensanitäre Maßnahmen. 

Um die Gesundhaltung der Pfianzkartoffein zu ge- 
währleisten, bemühen sich die Mitgliedstaaten, zu- 
mindest gewisse Gebiete von Viren und Bakterien 
im weitesten Maße freizuhalten. 

Die Möglichkeiten, diese Gebiete zu schützen, 
sollen durch diese Richtlinie weiter ausgebaut wer- 
den. 

Zu den vorgenannten Richtlinien ist vorgesehen, 
daß die Mitgliedstaaten ab 30. Juni bzw. 1. Juli 1975 
die Gleichwertigkeit von Prüfungen und Kontrollen, 
die in dritten Ländern durchgeführt werden, nicht 
mehr in eigener Verantwortung feststellen dürfen. 
Da jedoch diese Prüfungen für eine gemeinschaft- 
liche Feststellung der Gleichwertigkeit noch nicht 
abgeschlossen sind, ist es angebracht, die oben 
erwähnte Frist für Gemüsearten zu verlängern und 
den Mitgliedstaaten bei Pfianzkartoffein die Mög- 
lichkeit zur kurzfristigen Verlängerung der von 
ihnen bereits getroffenen Entscheidungen zu geben, 
damit die gegenwärtigen Handelsbeziehungen nicht 
gestört werden ■ — 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Richtlinie 66/403/EWG des Rates vom 14. Juni 
1966 über den Verkehr mit Pfianzkartoffein ^), zu- 
letzt geändert durch die Richtlinie 75/444/EWG 2), 
wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 13 Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Kommission gestattet nach dem Ver- 
fahren des Artikels 19 für den Verkehr mit Pfianz- 
kartoffein in der Gesamtheit oder in Teilen des 
Gebietes eines oder mehrerer Mitgliedstaaten 
die Durchführung strengerer als in Anlage I vor- 
gesehenen Maßnahmen gegen bestimmte Viren 
oder Bakterien, die es in diesen Gebieten nicht 
oder nur in unbedeutendem Maße gibt oder die 
für die Bestände in diesem Gebiet besonders 
schädlich erscheinen." 

2. Nach Artikel 15 Absatz 2 wird folgender Ab- 
satz 2 a eingefügt: 

„ (2 a.) Die Mitgliedstaaten werden ermächtigt, 
die bis zum 1. Juli 1975 in ihrem Gebiet nach 
Absatz 2 hinsichtlich bestimmter dritter Länder 
getroffenen Feststellungen bis zum Ablauf des 
1. Juli 1976 zu verlängern." 

Artikel 2 

In Artikel 32 Abs. 2 Satz 2 der Richtlinie des Rates 
vom 29. September 1970 über den Verkehr mit 
Gemüsesaatgut ^), zuletzt geändert durch die Richt- 
linie (73/438/EWG) ^), wird der Termin „30. Juni 
1975" durch „30. Juni 1977" ersetzt. 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 125 
vom 11. Juli 1966, S. 2320/66 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 196 
vom 26. Juli 1975, S. 6 

8) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 225 
vom 12. Oktober 1970, S. 7 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 356 
vom 27. Dezember 1973, S. 79 
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Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften in Kraft, um 

— dem Artikel 1 Nummer 2 und dem Artikel 2 mit 
Wirkung vom 30. Juni 1975, 

— dem Artikel 1 Nummer 1 bis spätestens zum 
1. Juli 1976 

nachzukommen. Sie setzen die Kommission unver- 
züglich hiervon in Kenntnis. 

Artikel 4 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet. 


Begründung 

1. Bei der Behandlung des Vorschlags einer Richt- 
linie des Rates über Maßnahmen zum Schutz gegen 
das Verbringen von Schadorganismen der Pflanzen 
in die Mitgliedstaaten haben sich bei der Behand- 
lung des innergemeinschaftlichen Verkehrs mit 
Pflanzkartoffeln in der Arbeitsgruppe „Agrarfragen“ 
des Rates Schwierigkeiten ergeben. Eine Lösung 
dieser Probleme kann dadurch erleichtert werden, 
daß die Richtlinie 66/403/EWG des Rates vom 
14. Juni 1966, die in der Hauptsache pflanzengesund- 
heitlichen Charakter hat, geringfügig geändert wird. 
Dies soll durch eine Erweiterung der bereits in 
Artikel 13 Abs. 2 vorgesehenen nationalen Schutz- 
maßnahmen für Gebiete bestehen, in denen es be- 
stimmte Viren oder Bakterien, welche für Pflanzkar- 
toffeln gefährlich sind, nicht oder nur in unbedeuten- 
dem Maße gibt. 

Nach der Saat- und Pflanzgutrichtlinie kann der Rat 
auf Vorschlag der Kommission Feldbesichtigungen 
in dritten Ländern und Saat- und Pflanzgut aus 
dritten Ländern den Feldbesichtigungen in der Ge- 


meinschaft und dem Saat- und Pflanzgut aus der 
Gemeinschaft gleichzustellen. 

2. Soweit es noch an Gleichstellungen des Rates 
fehlte, könnten die Mitgliedstaaten solche Gleich- 
stellungen mit Wirkung bis zum 1. Juli 1975 national 
vornehmen. Dieser Endtermin ist für Futterpflanzen- 
saatgut und für Saatgut von öl- und Faserpflanzen 
durch die Richtlinie 77/444/EWG vom 26. Juni 1975 
(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 
196/6) bis zum 1. Juli 1977 herausgeschoben worden, 
weil die Prüfungen hinsichtlich einiger dritter Län- 
der noch nicht abgeschlossen waren und weil eine 
Störung gegenwärtiger Handelsbeziehungen vermie- 
den werden sollte. 

Für Gemüsesaatgut konnte der Rat eine solche Her- 
ausschiebung nicht vornehmen, weil es an einem 
formellen Vorschlag der Kommission fehlte. Dieser 
soll jetzt nachgeholt werden. 

Bei Pflanzkartoffeln besteht ein ähnliches Problem. 
Hier sollte es jedoch genügen, die Mitgliedstaaten 
zu ermächtigen, bereits bestehende Gleichstellungs- 
entscheidungen für bestimmte dritte Länder um ein 
weiteres Jahr zu verlängern. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 14. November 1975 - 1/4 - 680 70 - E - Pf 4/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 30. Oktober 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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